
 
 
GZ.: A 8 – 8/2005-18 Graz,  
Straßenamt, Voranschlags, Finanz-  
Parkraumbewirtschaftung, und Liegenschaftsausschuss 
Überwachung Kurzparkzonen, BerichterstatterIn: 
Verlängerung des Werkvertrages; 
Projektgenehmigung über  
€ 3.345.000,-- in der OG. 2006-2007 .......................................... 
  
  

B e r i c h t  
an den 

G e m e i n d e r a t  
 
 
Mit Gemeinderatsbeschluss vom 02.12.1999 (GZ. A8aP - 8/6 - 1999 und A 8W-K 
292/1994-62) wurde die Projektgenehmigung für die auszuschreibenden Dienstleistungen 
der Überwachung der gebührenpflichtigen Kurzparkzonen, Wartung und Service der (64) 
alten Parkscheinautomaten, der Münzkassettenwechsel aller Parkscheinautomaten, die Quick-
Absaugung aller Parkscheinautomaten, der Vertrieb der Parkscheine und sonstige 
Serviceleistungen in der OG 2000 bis 2005, mit einem Finanzmittelerfordernis von jährlich 
€ 1.998.503,- inkl. MWSt (d.w. ATS 27.500.000,-) wertgesichert, sowie die Aufnahme in die 
mittelfristige Finanzplanung der Stadt Graz erteilt. 

 
Mit Beschluss des Vergebungsausschusses vom 27.4.2000 wurde die Überwachung der 
gebührenpflichtigen Kurzparkzonen mit den diversen Serviceleistungen an den Bestbieter, 
die Firma Group 4 Securitas Austria AG, nunmehr Group 4 Falk AG, 8020 Graz, 
Grieskai 74a mit der Möglichkeit der Wahrnehmung einer Option auf weitere drei 
Jahre für die Stadt Graz vergeben. 
 
Auf Grund der Projektgenehmigung des Gemeinderatsbeschlusses vom 14.10.2004 wurde mit 
Beschluss des Vergebungsausschusses vom 11.11.2004 innerhalb der möglichen Option von 
bis zu höchstens drei Jahren, die Option für die Dauer eines Jahres vom 01.07.2005 bis 
30.06.2006 bei unveränderter Gültigkeit aller Bestimmungen des Werkvertrages mit einem 
jährlichen Finanzbedarf von € 3,282.000,-- inklusive Mehrwertsteuer und zuzüglicher 
Wertsicherung wahrgenommen. 
 
Der Vertrag ist auf fünf Jahre befristet und endet daher am 30. Juni 2005. Der 
Auftragnehmer hat sich jedoch bereiterklärt, über Wunsch des Auftraggebers einer 
Auftragsverlängerung bis zu höchstens drei Jahren zuzustimmen, sofern ihm dieser 
Wunsch rechtzeitig – mindestens drei Monate vor Vertragsablauf – schriftlich zur Kenntnis 
gebracht wird. 
 
Dieses Angebot soll nunmehr in Anspruch genommen werden – die Gründe hierfür sind im 
Stück des Straßenamtes ausgeführt. Weiters ist anzumerken, dass die Ausschreibung eines 
diesbezüglichen PPP-Modells, wo die Stadt Graz und/oder städtische Gesellschaften 
gemeinsam mit einem privaten Anbieter die Parkraumüberwachung durchführen und 
Synergien insbesondere im Personal- und Finanzbereich nutzen können, überlegt, jedoch 
wegen Unsicherheiten hinsichtlich der diesbezüglichen vergaberechtlichen Haltung des EuGH 



als noch nicht vertretbar eingestuft wurde. Eine EuGH-Entscheidung, die über wesentliche 
diesbezügliche Aspekte Aufschluss geben sollte, wird in den nächsten Monaten erwartet 
("Fall Brixen"), sodass das Parkgebührenreferat bis Mitte 2006  auf einer gesicherteren Basis 
eine strategisch überzeugende mittelfristige Lösung zur Ausschreibung vorbereiten können 
sollte. 
 
 
 
Der Voranschlags-, Finanz- und Liegenschaftsausschuss stellt den  
 

Antrag, 
 
der Gemeinderat wolle gemäß § 90 Abs. 4 des Statutes der Landeshauptstadt Graz, LGBl. 
130/1967 i.d.F. LGBl. 32/2005 beschließen: 
 
 
Die Projektgenehmigung für die Wahrnehmung der Option der Verlängerung des 
Werksvertrages, gefertigt auf Grund des Beschlusses des Vergebungsausschusses vom 
27.04.2000 bzw. vom 11.11.2004, abgeschlossen zwischen der Stadt Graz und der Firma 
„Group 4 Falck AG“, vormals „Group 4, Securitas Austria AG“, Grieskai 74a, 8020 Graz 
wird innerhalb der möglichen Option von bis zu 3 Jahren für die Dauer eines weiteren Jahres 
vom 01.07.2006 bis 30.06.2007 bei unveränderter Gültigkeit aller Bestimmungen über           
€ 3.345.000,-- (inkl. MWSt) zuzüglich Wertsicherung in der OG 2006 bis 2007 erteilt sowie 
die Aufnahme in die mittelfristige Finanzplanung genehmigt. 
 
 
 
   Die Bearbeiter:  Der Abteilungsvorstand: 
 
 
       (Kicker)   (Mag. Dr. Kamper) 

 
 

Der Finanzreferent 
 
 

(Stadtrat Mag. Dr. Wolfgang Riedler) 
 
 
Angenommen in der Sitzung des Voranschlags-, Finanz- und Liegenschaftsausschusses  

 
am ................... 

 
 
Die Vorsitzende: Die Schriftführerin: 


